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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 2013 
Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als 
Aktenvortrag auszugeben. 
A. Mandantenbegehren: Der Mandant Ballhaus (B) begehrt die Aufhebung des gegen ihn erlassenen Untersu-
chungshaftbefehls des AG Düsseldorf vom 14.11.2019.  
B. Materiell-rechtliches Gutachten: Ein Rechtsbehelf gegen den Haftbefehl wäre erfolgreich, wenn der Haft-
befehl rechtswidrig ist. Zu prüfen ist daher, ob die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftbefehls vorliegen. 
Bedenken gegen die formelle Rechtmäßigkeit bestehen ausweislich der Angaben im Bearbeitungsvermerk nicht.  
I. Dringender Tatverdacht, § 112 I 1 StPO: Dringender Tatverdacht besteht, wenn die Wahrscheinlichkeit 
groß ist, dass der Beschuldigte Täter oder Teilnehmer einer Straftat ist (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 
62. Aufl. 2019, § 112 Rn. 5). Auch wenn der Haftbefehl (lediglich) auf die Straftat der besonders schweren räuberischen Erpressung gestützt wird, dürfte 
von den Prüflingen – nicht nur wegen der Vorgaben des Bearbeitungsvermerks – eine umfassende rechtliche Würdigung des Sachverhalts zu erwarten sein, da bei 
einer vom Haftbefehl abweichenden rechtlichen Würdigung, die gleichwohl zu einem dringenden Tatverdacht gegen den Beschuldigten führt, je nach Schwere der 
Tat(en) keine Aufhebung, sondern ggf. eine Abänderung oder eine Neufassung durch das Gericht in Betracht kommen dürfte. 
1. §§ 253 I, 255, 250 II Nr. 1 a) StGB: B dürfte einer besonders schweren räuberischen Erpressung im 
Ergebnis nicht dringend verdächtig sein. 
a) Eine Drohung mit einer gegenwärtigen Gefahr für die körperliche Unversehrtheit des Zeugen Karlov (K) 
dürfte in den unter Vorhalt eines Faustmessers an K gerichteten Worten: „Du gibst mir jetzt die Xbox von Gustav 
oder Du machst hiermit Bekanntschaft!“ gelegen haben. Soweit in dieser Äußerung eine Drohung mit einer 
Gefahr für Leib oder Leben des K liegt, kommt es nicht darauf an, ob das angekündigte Übel tatsächlich 
realisiert werden konnte oder sollte. Entscheidend ist, dass der Täter will, dass das Opfer die Verwirklichung für 
möglich hält (vgl. Fischer, StGB, 66. Aufl. 2019, § 249 Rn. 5). 
b) B dürfte bei der Tat eine Waffe verwendet haben. Bei einem Faustmesser, welches B dem K vorgehalten 
hat, dürfte es sich i.S.v. § 250 II Nr. 1, 1. Alt. StGB um einen Gegenstand handeln, der seiner Art nach zur 
Verursachung erheblicher Verletzungen von Personen generell geeignet und bestimmt ist und somit um eine 
Waffe. Eine Verwendung des Messers zur Gewaltausübung ist nicht erfolgt. Ein Verwenden zur Drohung reicht 
grundsätzlich zur Erfüllung des Qualifikationstatbestandes ebenfalls aus (vgl. Fischer, § 250 Rn. 18, 18a). Auch 
wenn der strafrechtliche Waffenbegriff von dem des WaffG zu unterscheiden sein dürfte (vgl. Fischer, § 250 Rn. 4), dürfte der Tatsache, dass ein Faustmesser eine 
Waffe iSd WaffG darstellt (vgl. Anl. 2 Abschn. 1 Ziff. 1.4.2 mit Anl. 1 Abschn. 1 Unterabschn. 2 Ziff. 2.1.3 zum WaffG) jedenfalls indizielle Bedeutung zukommen (vgl. 
BGH, NStZ 2003, 606). Prüflinge dürften hier vertretbar das Faustmesser auch als gefährliches Werkzeug ansehen, ohne dass es auf den Streit über eine abstrakte 
oder konkrete Gefährlichkeit (vgl. Fischer, § 250 Rn. 6a) ankommen dürfte. 
c) Aufgrund der Drohung hat K den B mit in seine Wohnung genommen und ihm dort die Xbox übergeben. 
Damit ist der Taterfolg – nämlich eine dem Geschädigten abgenötigte Handlung – eingetreten. Im Hinblick 
auf die umstrittene Abgrenzung zwischen § 249 und § 255 StGB dürfte sowohl nach der Rspr., die auf das 
äußere Erscheinungsbild (vgl. BGH, NStZ-RR 2010, 46), als auch nach der h.Lit., die auf die innere Willensrich-
tung des Opfers abstellt (vgl. Fischer, § 253 Rn. 10, § 255 Rn. 5 m.w.N.), eine räuberische Erpressung vorliegen, 
da die Mitnahme des B in die Wohnung und die Übergabe der Xbox einen äußeren Akt des Gebens und eine 
aus Sicht des K notwendige Mitwirkungshandlung darstellen dürften. Sofern Prüflinge mit der h.Lit. als ungeschriebenes Tatbe-
standsmerkmal eine Vermögensverfügung für erforderlich halten (vgl. Fischer, aaO), dürfte deren Vorliegen bereits an dieser Stelle zu erörtern sein. 
d) K dürfte durch die Übergabe der Xbox auch einen Vermögensnachteil, jedenfalls in Form des Besitzverlustes, 
erlitten haben. Dies dürfte unabhängig davon gelten, ob dem Zeugen Hagen (H) ein Anspruch auf Rückgabe 
der Xbox gegen K zustand, den K durch die Übergabe an B erfüllt hat, denn nach wirtschaftlicher Betrachtung 
ist das Haben eines Objekts (Xbox) mehr wert als die Befreiung von einer Verbindlichkeit (vgl. die Nachweise 
bei Schönke/Schröder/Perron, StGB, 30. Aufl. 2019, § 263 Rn. 116). Prüflinge, die von dem juristisch-ökonomischen Vermögensbe-
griff ausgehen, dürften bereits an dieser Stelle die nachfolgend zur Rechtswidrigkeit der Bereicherung angestellten Überlegungen zu erörtern haben (vgl. 
Schönke/Schröder/Perron, § 263 Rn. 117). 
e) B dürfte auch vorsätzlich hinsichtlich der objektiven Tatbestandsmerkmale gehandelt haben einschließlich 
der Verwendung des Faustmessers. 
f) B dürfte aber nicht mit der Absicht gehandelt haben, sich oder einen Dritten durch die Tat zu Unrecht zu 
bereichern. Die erstrebte Vermögensverschiebung geschieht zu Unrecht, wenn dem Täter kein materiell-recht-
licher Anspruch auf die geforderte Leistung zusteht. Ob dies der Fall ist, bestimmt sich nach zivil- oder ggf. auch 
öffentlich-rechtlichen Maßstäben (BGH, NJW 2003, 3283; Schönke/Schröder/Bosch, § 253 Rn. 19). Zwar dürfte 
B selbst vorliegend kein Anspruch auf Übergabe der Xbox gegen K zustehen. Ein solcher Anspruch könnte 
jedoch H gegen K zustehen. B selbst hat angegeben, dass er die Xbox an H übergeben wollte und hat dies 
auch getan. H hat bestätigt, dass er B gebeten habe, die Xbox bei K abzuholen. Bei fremdnütziger Bereiche-
rungsabsicht genügt es, wenn dem Dritten ein derartiger Anspruch zusteht (vgl. BGH, NStZ-RR 2004, 45; 
MüKoStGB/Sander, 3. Aufl. 2017, § 253 Rn. 32). Ein solcher Herausgabeanspruch des H gegen K dürfte sich 
vorliegend aus § 604 BGB ergeben. Zwischen H und K dürfe ein Leihvertrag über die Xbox i.S.d. § 598 BGB 
zustande gekommen sein, indem H dem K die Xbox unentgeltlich überlassen und diesem den Gebrauch der 
Xbox gestattet hat. Die Leihe dürfte in dem Zeitpunkt, als B die Xbox von K zurückgeholt hat, jedoch beendet 
gewesen und K somit zur Herausgabe der Xbox verpflichtet gewesen sein. Die Dauer der Leihe war unbestimmt. 
In diesem Fall kann der Verleiher die Sache jederzeit zurückfordern (§ 604 III BGB). Genau dies hatte H, nach 
seiner eigenen und der Aussage des K einige Tage vor dem Vorfall mit B getan. Prüflinge dürften den Herausgabeanspruch 
des H ebenso aus § 985 BGB oder § 812 I 1 Alt. 1 BGB herleiten können.  
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2. § 240 I StGB: B dürfte jedoch einer Nötigung dringend verdächtig sein. 
a) B hat K mit einem empfindlichen Übel, nämlich der Gefahr für dessen Leib und Leben, gedroht (s.o.). 
Eingetretener Erfolg war, dass K dem B die Xbox des H ausgehändigt hat.  
b) B dürfte auch in Kenntnis aller objektiven Tatumstände sowie mit dem Willen zu ihrer Verwirklichung 
und damit vorsätzlich gehandelt haben, §§ 15, 16 I StGB. B wollte mit der Drohung bewirken, dass K seinen 
Anweisungen Folge leistet und seine Maßnahmen duldet. Das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit (dazu nachfolgend) gehört nicht zum 
Vorsatz (vgl. Fischer, § 240 Rn. 54). 
c) Die Tat dürfte zudem verwerflich i.S.d. § 240 II StGB und auch im Übrigen rechtswidrig gewesen sein. Die 
Verknüpfung des Mittels der Gewalt oder der Drohung mit dem durch die Nötigung angestrebten Zweck (Zweck-
Mittel-Relation) ist verwerflich, wenn sie nach allgemeinem Urteil sittlich zu missbilligen ist (vgl. Fischer, § 240 
Rn. 40 f.). Dies dürfte insbesondere dann der Fall sein, wenn der Täter den Vorrang staatlicher Zwangsmittel 
außer Acht lässt und sich anmaßt, den Staat mit Nötigungsmitteln zu vertreten. Hierzu dürfte auch das – von B 
vorgenommene – eigenmächtige Durchsetzen von Herausgabeansprüchen mit Nötigungsmitteln zählen (vgl. 
Fischer, § 240 Rn. 41a).  
d) Schließlich dürfte B auch schuldhaft gehandelt haben, Anhaltspunkte für einen (unvermeidbaren) Verbots-
irrtum dürften nicht ersichtlich sein. Vielmehr war B ausweislich seiner eigenen Einlassung durchaus bewusst, 
dass er nicht berechtigt war, den Herausgabeanspruch unter Zuhilfenahme eines Messers durchzusetzen.  
3. § 241 I StGB: B dürfte einer Bedrohung nicht dringend verdächtig sein. 
Für eine Bedrohung erforderlich ist das Inaussichtstellen eines Verbrechens, dass bei dem Bedrohten den 
Eindruck der Ernstlichkeit erwecken soll und hierzu nach seinem objektiven Erklärungsgehalt auch geeignet ist. 
Ob der Drohende die Drohung umsetzen kann oder will, ist ohne Bedeutung (vgl. Fischer, § 241 Rn. 3a). Mit 
der Aussage „Du gibst mir jetzt die Xbox oder Du machst hiermit Bekanntschaft!“ unter Vorhalt eines Faustmes-
sers dürfte B ernsthaft in Aussicht gestellt haben, das Messer gegen K einzusetzen. Es dürfte auch unerheblich 
sein, dass B die Drohung nur bedingt ausgesprochen hat, also für den Fall der Nichtherausgabe (vgl. BGH, 
NStZ 2015, 394; OLG Köln, NJW 2007, 1150; BeckOK-StGB/Valerius, 43. Ed. 2019, § 241 Rn. 3). Es dürfte B 
jedoch nicht nachzuweisen sein, dass er mit der Begehung eines gegen K gerichteten Verbrechens (§ 12 StGB) 
gedroht hat. Es dürfte zwar in jedem Fall die Drohung mit einer gefährlichen Körperverletzung (§ 224 I Nr. 2 
StGB) vorliegen, die jedoch kein Verbrechen darstellt. Eine darüber hinausgehende Drohung mit einem Tot-
schlag (§ 212 StGB) oder einer schweren Körperverletzung(§ 226 StGB) dürfte sich jedoch nicht feststellen 
lassen. A.A. wohl nur mit guter Begr. vertr. Prüflinge die das Vorliegen einer Bedrohung bejahen, dürften auf Konkurrenzebene die Bedrohung hinter der Nötigung 
zurücktreten zu lassen haben (vgl. Fischer § 241 Rn. 7) 
4. § 123 StGB: B dürfte eines Hausfriedensbruchs dringend verdächtig sein. 
a) Bei der Mietwohnung des K handelt es sich um eine Wohnung iSd § 123 StGB, in der zum Tatzeitpunkt K 
als Mieter das Hausrecht ausübte und somit Berechtigter i.S.d. § 123 StGB war (vgl. Fischer, § 123 Rn. 3, 6). 
b) In diese dürfte B eingedrungen sein. Unter Eindringen ist das Betreten des geschützten Raums gegen den 
Willen des Berechtigten zu verstehen. Ein Eindringen liegt daher nicht vor, wenn der Berechtigte mit dem 
Betreten ausdrücklich oder stillschweigend einverstanden ist. Dabei kommt es allein auf den wirklichen Willen 
des Berechtigten an. Nötigt der Täter – wie hier B – dem Berechtigten das Einverständnis allerdings ab, ist ein 
Eindringen gegeben (vgl. MüKoStGB/Schäfer, § 123 Rn. 29; BeckOK-StGB/Rackow, § 123 Rn. 14; Fischer, 
§ 123 Rn. 23). A.A. wohl nur mit guter Begr. vertr. Die Zustimmung des Berechtigten stellt in jedem Fall keine die Rechtswidrigkeit ausschließende Einwilligung, 
sondern ein tatbestandsausschließendes Einverständnis dar (vgl. MüKoStGB/Schäfer, aaO). 
c) B handelte auch vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft. 
5. Konkurrenzen: Die Nötigung und der Hausfriedensbruch dürften zueinander in Tateinheit (§ 52 StGB) ste-
hen, da die Tatbestände durch dieselbe Handlung des B aufgrund eines einheitlichen Tatentschlusses verwirk-
licht wurden. 
II. Haftgrund: Als Haftgrund kommt hier Fluchtgefahr gem. § 112 II Nr. 2 StPO in Betracht. Fluchtgefahr ist 
anzunehmen, wenn nach Würdigung der Umstände des Einzelfalls die Wahrscheinlichkeit besteht, dass der 
Beschuldigte sich dem Strafverfahren eher entzieht, als dass er sich diesem stellen wird (Meyer-Goßner/         
Schmitt, § 112 Rn. 17). Im Haftbefehl wurde die Fluchtgefahr mit der aus der besonders schweren räuberischen 
Erpressung folgenden hohen Straferwartung begründet. Da nach der hier vertretenen Auffassung nur noch drin-
gender Tatverdacht bzgl. §§ 123, 240 StGB besteht, dürfte – trotz der Vorstrafen des B – allenfalls eine Bewäh-
rungsstrafe in Betracht kommen. B ist zudem verheiratet, berufstätig und hat einen festen Wohnsitz. Mangels 
Vorliegens eines Haftgrundes dürften die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftbefehls mithin nicht vorlie-
gen. Im Übrigen dürfte auch der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entgegenstehen. 
C. Anwaltliches Vorgehen / Zweckmäßigkeitserwägungen: Gegen den Haftbefehl kann ein formloser Antrag 
auf Haftprüfung gem. § 117 I StPO gestellt oder Haftbeschwerde nach § 304 I StPO eingelegt werden. Beide 
Rechtsbehelfe können nicht nebeneinander geltend gemacht werden; insoweit führt ein eingelegter Haftprü-
fungsantrag zur Unzulässigkeit der Beschwerde, § 117 II 1 StPO (Meyer-Goßner/Schmitt, § 117 Rn. 14). B sollte 
geraten werden, zunächst einen Antrag auf Haftprüfung zu stellen, weil es ihm unbenommen ist, gegen eine 
etwaige negative Entscheidung des Haftrichters sodann Beschwerde einzulegen, § 117 II 2 StPO. 
 


